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In der Holzfabrik
Mit einer Online-Petition wollen Naturschützer aus der Region das Bundeswaldgesetz reformieren

VON CHRISTIAN GEIST

Bürgerinitiativen aus ganz 
Deutschland haben sich zusam-
mengeschlossen und streben 
eine Novellierung des Bundes-
waldgesetzes an. Mit einer Petiti-
on und prominenten Fürsprechern 
wie Förster und Bestseller-Autor 
Peter Wohlleben wollen sie den 
Nutzungsdruck auf Deutschlands 
Wälder minimieren und den Erho-
lungswert erhöhen. Initiiert haben 
den Vorstoß Naturschützer aus 
dem Nürnberger Land. Bei Forst-
betrieb und Behörden stößt ihr 
Vorhaben auf wenig Gegenliebe.

NÜRNBERGER LAND – Ein Mo-
tor brummt, dazwischen heult hie 
und da eine Kettensäge. Das Video 
auf der Startseite der Online-Pe-
tition beginnt mit dem provokan-
ten Slogan: „Hier geht‘s zur Holzfa-
brik!“ Danach ist ein Holzvollernter 
zu sehen. Rund 250 Bäume greift, 
kappt, rasiert und zerlegt ein soge-
nannter Harvester – pro Tag. Rechts 
des Videos läuft unterdessen ein Ti-
cker. Er gibt Auskunft über den Er-
folg der Petition. „28 849 haben un-
terschrieben. Nächstes Ziel: 35 000.“ 
Macht gut 2000 Unterschriften – pro 
Tag. Seit 1. Dezember ist die Petiti-
on online, Herbert Fahrnbauer und 
Eckhard Schulz zählen zu den Ini-
tiatoren der Bundesbürgerinitiati-
ve (BBI). Die beiden Feuchter halten 
eine halbe Million Unterschriften für 
„eine gute Zahl“. Ein gutes Ergebnis 
aber werden sie aus ihrer Sicht nur 
erzielen, wenn sich Umweltministe-
rin Svenja Schulze (SPD) und Land-
wirtschaftsministerin Julia Klöck-
ner (CDU) tatsächlich ihrer Petition 
annehmen und das Bundeswaldge-
setz in ihrem Sinne überarbeiten 
sollten.

„Deutschlands Wälder dürfen 
nicht länger als Holzfabriken über-
nutzt, missbraucht und geschädigt 
werden! Für diesen lange überfäl-
ligen, wirksamen und einklagbaren 
Schutz fordern wir ein verbesser-
tes Bundeswaldgesetz“, leitet die BBI 
ihre Petition ein. Im Gespräch er-
läutern Schulz und Fahrnbauer ihre 
Forderung: Sie pochen unter an-
derem auf ein Verbot der Holzern-
te während der Vogelbrut und einen 
Mindestabstand von 40 Metern beim 
Anlegen sogenannter Rückegassen, 
den Schneisen der Erntemaschinen. 
Ferner fordern sie, die Interessen von 
Mensch und Tier vor jene der Holz-
wirtschaft zu stellen und entgeg-
nen dem Begriff der guten fachlichen 
Praxis einen klar definierten Geset-
zestext. Stand heute sei das Bundes-
waldgesetz ein „zahnloser Papier-
tiger“. Ihr Protest richte sich dabei 
ausdrücklich nicht gegen private 
Waldbesitzer, sondern allein gegen 
Politik und Staatsforsten. „Wir sind 
nicht gegen die Bewirtschaftung des 
Waldes an sich, aber sie muss natur-
nah erfolgen. Der Fokus darf nicht 
auf maximalem Holzertrag liegen, 
dafür ist unser Wald zu wertvoll“, 
erläutert Fahrnbauer und verweist 
mehrfach auf das sogenannte Lübe-
cker Modell. Dieses haben sich die 
Initiatoren zum Vorbild für ihre Ver-
sion des Gesetzestextes genommen. 

Seit mehr als 20 Jahren bewirt-
schaften die Lübecker Forsten ihren 
Stadtwald besonders naturnah. Bäu-
me werden dort beispielsweise nicht 
gepflanzt, großgezogen und geern-
tet – man setzt auf natürliche Aus-
saat. Und dennoch steht in Lübeck 
mehr Holz im Wald: rund 410 Kubik-
meter pro Hektar. Tendenz steigend. 
Der Nürnberger Reichswald bringt 
es laut Bayerischen Staatsforsten 
auf knapp 240. Auch dürfen die Lü-
becker Bäume bis zu 20 Zentimeter 
mehr Umfang zulegen, ehe sie gefällt 
werden. Und statt Harvestern und 
Forwardern schleppen in der kalten 
Jahreszeit Rückepferde die Bäume 
aus dem Wald. Forstamtsleiter Knut 
Sturm und sein Team ernten auch 
nur 40 Prozent des jährlichen Holz-
zuwachses. Im Reichswald waren es 
2017 ziemlich genau 75 Prozent. Der 
Unterschied macht sich natürlich fi-
nanziell bemerkbar, der Stadtwald 
wirft kaum Gewinn ab. Die Lübe-
cker Bürgerschaft aber hat mit ihrer 
Entscheidung 1995 ökologische und 
soziale Kriterien bewusst vor ökono-
mische gestellt. Seitdem sind mehre-
re deutsche Städte ihrem Beispiel ge-
folgt, darunter Berlin, München und 
Wiesbaden.

 Bäume, die im Wald verbleiben, 
sind wie Münzen in einem Spar-
schwein. Diesen Vergleich stellt der 
Lübecker Förster Sturm ebenso an 
wie Roland Blank, scheidender Forst-
betriebsleiter bei den Bayerischen 

Staatsforsten in Nürnberg. Nur sieht 
er keinen Grund, das Waldgesetz zu 
überholen und den Holzeinschlag zu 
reduzieren. Fahrnbauers Anschuldi-
gung, die Staatsforsten „holen raus, 
was rauszuholen ist“, weist er ent-
schieden zurück. Von 177 000 Kubik-
meter, die Jahr für Jahr im Reichs-
wald wachsen, bleiben rund 44 000 
Kubikmeter stehen. „Die gehen di-
rekt in unsere Sparbüchse“, meint 
Blank. Zu prall will er die Büchse 

aber nicht füllen und verweist auf 
den Klimawandel und dessen Aus-
wirkungen auf die hohe Fichten- und 
Kieferpopulation im Reichswald. 
Je trockener und heißer die künfti-
gen Sommer ausfallen, desto massi-
ver werden laut Blank die Nadelhöl-
zer leiden. „Der Klimawandel wird 
Opfer fordern. Deshalb sind wir mo-
ralisch dazu verpflichtet, den Wald-
umbau zu forcieren“, meint Blank 
und fragt in Richtung der Initiative: 

„Wie sollen wir einen klimaresisten-
ten Mischwald hinbekommen, ohne 
alte Kiefern und Fichten zu fällen?“ 

Das Lübecker Modell auf eine Re-
gion wie das Nürnberger Land und 
den Reichswald zu übertragen, hal-
ten auch Dr. Steffen Taeger und Dr. 
Christian Kölling vom Amt für Er-
nährung, Landwirtschaft und Fors-
ten (AELF) für widersinnig. „Das 
Modell geht von einem Baumparadies 
aus. Am Rande der Ostsee wächst der 

Wald zehnmal besser als hier, au-
ßerdem ist er ganz anders zusam-
mengesetzt“, meint stellvertretender 
Amtsleiter Kölling angesichts eines 
Laubbaumanteils von 80 Prozent und 
mehr als 400 Kubikmeter Holz pro 
Hektar. Die Idee eines vorratsreichen 
Waldes mit hohem Altbestand sei für 
einen Steckerlaswald aber der völlig 
falsche Ansatz. „Der vorratsreiche 
Wald ist dunkel,  ganz ganz dunkel. 
Da stehen oben die Bäume und un-
ten steht nichts“, sagt Kölling. In ei-
nem klimaresistenten Mischwald sei 
das kein großes Problem. Wenn aber 
die hiesigen Kiefern und Fichten vor 
Klima, Starkwetterereignissen und 
Schädlingen kapitulieren, breche 
der Wald großflächig zusammen. Das 
möchten Staatsforsten und AELF 
verhindern, wie Kölling erläutert: 
„Wir wollen den Wald gestalten und 
umbauen. Das setzt aktive Eingrif-
fe in die Baumoberschicht voraus. Es 
müssen Bäume sterben, damit neue 
wachsen können.“ Forderungen wie 
ein Verbot der Holzernte während 
der Vogelbrut passten da nicht ins 
Konzept. „Wie soll das gehen? Sollen 
die Staatsforsten ein halbes Jahr Be-
triebsurlaub machen?“, fragt Kölling 
und hält es für angemessen und not-
wendig, dass die Forstwirtschaft hier 
Sonderrechte gegenüber dem Bürger 
genießt. Nicht zuletzt, da die Erlöse 
der Forstwirtschaft die Maßnahmen 
des Waldumbaus finanzierten.

Zum Inhalt des Waldgesetzes ha-
ben Taeger und Kölling eine eindeu-
tige Meinung.  „Im Moment ist es auf 
einem Stand, wo man sagen kann: Da 
gibt es nichts zu verbessern. Höchs-
tens im Vollzug“, sagt Kölling und 
meint in erster Linie das Bayeri-
sche Waldgesetz. Dieses geht in ei-
nigen Punkten weiter als sein bun-
desweit geltendes Pendant, wird aber 
nicht so konkret wie die Forderun-
gen der BBI. Beispielsweise verlangt 
das Bayerische Waldgesetz für Kahl-
schläge eine Sondergenehmigung. 
Die BBI hingegen fordert ein gene-
relles Verbot von Kahlschlägen und 
definiert den Begriff sogleich nach 
Fläche und Holzmenge. Das Einhal-
ten der gesetzlichen Vorschriften in 
den hiesigen Wäldern zu überprü-
fen, ist Aufgabe des AELF. Ein de-
tailliertes Regelwerk, wie es der BBI 
vorschwebt, halten Taeger und Köl-
ling in der Praxis für kaum kontrol-
lierbar. Dass die BBI zudem vorgibt, 
es fehle eine unabhängige Kontrol-
linstanz, nimmt Taeger schon fast 
persönlich. „Die Forstaufsicht im 
Staatswald ist seit 2005 klar geregelt 
und personell getrennt. Das ist genau 
unsere Aufgabe.“ 

Ungeachtet des Klimawandels und 
des Waldumbaus gehen für Taeger, 
Kölling und Blank vor allem zwei 
Aspekte nicht zusammen: Möbel, Bö-
den, Kachelöfen und ganze Häuser 
aus Holz auf der einen, die Forderung 
nach weniger Holzeinschlag auf der 
anderen Seite. „Dann importieren 
wir Holz aus Skandinavien oder aus 
den Tropen, damit nicht vor unserer 
Haustür gefällt wird? Da lügen wir 
uns doch in die eigene Tasche“, meint 
Blank etwa. 

Schon heute kann der hiesige Wald 
den Holzhunger der deutschen Be-
völkerung und Industrie nicht stil-
len. Nach Angaben der jüngsten 
Bundeswaldinventur wachsen in 
Deutschland durchschnittlich 121,6 
Millionen Kubikmeter Holz pro Jahr. 
Entnommen werden rund 76 Millio-
nen. Der Verbrauch aber liegt hier-
zulande bei 135 Millionen, wobei sich 
energetische und stoffliche Verwer-
tung in etwa die Wage halten. Die 
BBI ruft deshalb zur Maßhaltung 
auf. „Wir sollen weniger Holz nutzen? 
Da kann ich kaum an mich halten“, 
sagt Taeger und ruft zum genauen 
Gegenteil auf: mehr Holz zu nutzen 
und Rohstoffe zu substituieren, die 
weitaus problematischer in der Her-
stellung sind. Holz sei als CO2-Spei-
cher unschlagbar und mit minima-
lem Aufwand und Energieverbrauch 
zu ernten und zu verarbeiten. Des-
halb stimmt er der Bundesbürgerin-
itiative voll und ganz zu, wenn diese 
auf ihrer Website von Holzfabriken 
schreibt. Nur kehrt er den Begriff ins 
Positive. „Zum Glück sind die Wäl-
der Holzfabriken“, sagt Taeger, „es 
sind die schönsten Fabriken, die es 
gibt“.

Der Bundesbürgerinitiative gehö-
ren inzwischen Gruppierungen aus 
zwölf Bundesländern an. Alle Positi-
onen und Forderungen der BBI so-
wie umfangreiches Info-Material 
gibt es im Internet unter www.bun-
desbuergerinitiative-waldschutz.de. 
Dort findet sich auch ein Link zur 
Online-Petition.

Im Leinburger Gemeindewald wurden 
in dieser Woche 80 Fichten auf kleiner 
Fläche gefällt. Der Borkenkäfer hatte 
die Bäume befallen. AELF-Mitarbeiter 
Markus Stapff zeigt die Spuren des 
Schädlings (oben). Eine Software 
hilft ihm bei der Wahl neuer Bäume 
(rechts). Sie ermittelt auf Basis von Kli-
ma- und Bodendaten, wie bestimmte 
Arten an einem Standort zurecht kom-
men: heute, in 50 und in 100 Jahren. 
Für die Fichte springen die Ampeln im 
Nürnberger Land in naher Zukunft auf 
dunkelrot. � Fotos: Christian Geist
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Zahnloser Digitaltiger
Eine Online-Petition generiert Aufmerksamkeit, großen Erfolg verspricht sie nicht

VON CHRISTIAN GEIST

NÜRNBERGER LAND – Sie 
schimpfen das Bundeswaldgesetz 
einen „zahnlosen Papiertiger“. Des-
halb haben sich Bürgerinitiativen 
aus ganz Deutschland zusammen-
geschlossen, um das Gesetz zu än-
dern. Ins Rennen geschickt haben 
sie mit ihrer Online-Petition jedoch 
einen zahnlosen Digitaltiger.

Mehr Bürgerinitiativen, mehr 
Unterschriften, mehr öffentliches 
Interesse: So weit stimmt die Rech-
nung der Naturschützer. Doch die 
Bäume wachsen trotz Tausender 
Unterzeichner nicht in den Him-
mel. Das liegt am Wesen einer sol-
chen Petition. Natürlich bietet eine 
Online-Petition auf einer Plattform 
wie change.org viele Vorteile: Sie ist 
schnell eingerichtet, nutzerfreund-
lich und fällt dank Sozialer Netz-
werke zielsicher auf fruchtbaren 
Boden. Doch selbst wenn die Initi-
atoren die angepeilten 500 000 Un-
terschriften generieren sollten, set-
zen diese nicht automatisch einen 
politischen Prozess in Gang. 

Online-Petitionen eignen sich 
ideal, um beispielsweise auf gesell-
schaftliche Probleme hinzuwei-

sen und einen Diskurs zu einem be-
stimmten Thema anzustoßen. 2012 
etwa setzten sich drei Mädchen in 
den USA dafür ein, dass eine Frau 
das TV-Duell zu den Präsident-
schaftswahlen moderieren möge 
– mit Erfolg. Die Bundesbürger-
initiative aber will mehr als eine 

Debatte über den deutschen Wald 
und dessen Nutzung anstoßen. Sie 
will nicht weniger als eine Geset-
zesnovelle nach ihren eigenen Vor-
stellungen. Ein Gesetz aus der Mit-
te der Gesellschaft zu lancieren, ist 
auf Bundesebene aber nahezu un-
möglich. Auf Landesebene hinge-
gen gibt es ein geeignetes Werk-
zeug: das Volksbegehren. Es hat 
in Bayern bereits die Raucher aus 
den Gaststätten verbannt und die 
Studiengebühren abgeschafft. Die 
Sprecher und Initiatoren der Bun-
desbürgerinitiative stammen aus 
dem Nürnberger Land, sie ken-
nen diese basisdemokratischen Er-

folgsgeschichten der jüngeren bay-
erischen Vergangenheit. Sie wären 
gut beraten gewesen, sich zunächst 
auf Landesebene zu vernetzen, 
ein Volksbegehren auf den Weg zu 
bringen und vom Freistaat aus ein 
Signal zu senden. 25 000 Unter-
schriften hätten für die erste Hürde 
gereicht. Zehn Prozent der stimm-
berechtigten Bayern für die zweite. 
Wer mit einer halben Million Un-
terstützer rechnet, dem sollte davor 
doch nicht bange sein. 

Immerhin schließen die hiesi-
gen Unterstützer ein Volksbegeh-
ren nicht gänzlich aus – für den 
Fall, dass die Online-Petition kei-
nen Erfolg erzielen sollte. Nach ei-
nem Scheitern in digitaler Instanz 
wird die Organisation eines erfolg-
reichen Volksbegehrens jedoch un-
gleich schwerer. Denn es bleibt 
abzuwarten, ob die Bundesbür-
gerinitiative das nötige Durchhal-
tevermögen mitbringt und ob sich 
alle Unterstützer ein zweites Mal 
mobilisieren lassen. Sie haben ihren 
Klick schließlich schon gemacht, 
ihrer Empörung Ausdruck verlie-
hen, ihre Zähne gezeigt.

KOMMENTAR

„Es müssen Bäume 
sterben, damit neue 
wachsen können“

„Fokus darf nicht 
auf maximalem 

Holzertrag liegen“


